
„Gemeinsam neue Wege gehen“ – so lautet die Über -
schrift des Koalitionsvertrages zwischen NRWSPD und
Die Grünen NRW. „Gemeinsam neue Wege“ gehen ist
Motto und Leitfaden für eine Regierungszeit von 2010-
2015. 

„Neue Wege gehen, mehr Chancen eröffnen, alle Po ten -
tiale nutzen“, so will man in 12 Themenfeldern neue
Akzente setzen und unser Land voranbringen. Es ist ge -
lun gen, ein ehrgeiziges Programm zu erstellen, das mit
breiten Mehrheiten umzusetzen wäre, wenn … – ja,
wenn es nur um Sachpolitik und nicht um ideologische
Vorbehalte und um gezielte Blockade ginge. CDU und
FDP müssen die Rolle einer verantwortungsvoll agieren-
den Opposition erst wieder lernen. Man kann nur hof -
fen, dass es bei allen Abstimmungen Abgeord nete der
Opposition gibt, die in der Sache entscheiden, um ih rem
Wählerauftrag und ihrem Amtseid gerecht zu wer den.

Für uns als Selbständige gibt es kaum ein Kapitel im
Koalitionsvertrag, das uns nicht betrifft.

Besondere Aufmerksamkeit gilt naturgemäß den Aus -
führungen zu den Themen Wirtschaft, Klimaschutz und
Energie sowie Bildung.

Im Kapitel Wirtschaft ist ein interessantes Leitziel die
geplante Förderung von lokaler Ökonomie. Ansatz ist
es, lokale Märkte zu fördern. Der Hinweis auf die Bedeu -

tung der lokalen (produktionsnahen) Märkte für Hand -
werk, Dienstleistung, Handel und freie Berufe wird her-
vorgehoben. Diese Abkehr von einer eher zentralisti-
schen Wirtschaftspolitik ist für uns von größtem Inter -
esse, da unsere Mitglieder meist nicht landesweit, und
schon gar nicht global agieren. Wir dürfen gespannt
sein, welche konkreten Maßnahmen zur Umsetzung
die  ser Wirtschaftsförderung ergriffen werden.

Ein Schritt zur Stärkung der freien Berufe und des Hand -
werks ist das angekündigte neue Mittelstandsgesetz. 

In einem ersten Gespräch habe ich dem neuen NRW-
Wirt schafts minister Harry Voigtsberger unsere Mit ar -
beit an einem Gesetzentwurf angeboten.

„Gemeinsam neue Wege gehen“ könnte auch Motto für
eine künftige Zusammenarbeit zwischen der AGSNRW
und Harry Voigtsberger sein, den ich schon seit einem
gemeinsamen Wahlkampf 1999 in meiner Heimatstadt
Stolberg kenne. Für uns ist das eine gute Basis für ver-
trauensvollen Austausch zum gegenseitigen Nutzen. 

In dieser Ausgabe stellen wir ihn kurz vor, ein ausführ-
liches Interview ist für die nächste Ausgabe zugesagt.

Ähnlich viel Raum wie der Wirtschaftspolitik wird dem
Thema „Bildung“ im Koalitionsvertrag eingeräumt. Das
ist wohl auch auf ähnlich massive Versäumnisse der
alten Landesregierung in beiden Bereichen zurückzu-
führen. Von der Frühkindlichen- bis zur Beruflichen Bil -
dung, Hochschulpolitik und Weiterbildung werden zu

Wir denken selbständig.

seite 1

AGS:Nachrichten
SPD
NRWAGS

NRW

Herausgeber: Landesvorstand der AGSNRW

Informationsdienst der Arbeitsgemeinschaft Selbständige in Nordrhein-Westfalen
Ausgabe August 2010www.ags-in-nrw.de

Liebe Genossinnen und Genossen der AGSNRW,
sehr geehrte Leserinnen und Leser!



AGS:Nachrichten (August 2010)

2

allen relevanten Bereichen Ziele benannt. Aus den
Problemen in Hamburg hat man gelernt, das Bil -
dungs  politik nur durchsetzbar ist, wenn man mit
Eltern, Schüler/innen und Lehrer/innen gemeinsam
neue Wege geht! 
Bei aller Freude über ein Programm, in dem wir un -
sere Interessen vielfach wiederfinden: Die Diskus -
sion über die Abschaffung der Kopfnoten werden
wir aufmerksam verfolgen (s. unseren Artikel „Zeug -
nisse als Eintrittskarte für Berufliche Bildung“ auf
Seite 3 und den Aufruf zur Diskussion).

Im Übrigen gilt für dieses wie für alle Programme:
Den geschriebenen Worten müssen Taten folgen. Wir
sind bereit, uns überall dort einbinden zu lassen, wo
unsere Kompetenz, unser Rat und unsere Mitar beit
gewünscht wird – aus der Praxis für die Praxis. Für un -
ser Nordrhein-Westfalen.

SPD-Fraktion
André Stinka ist wieder im Landtag

„Ich freue mich, die Minis ter prä -
si dentin Hannelore Kraft nun
auch als Abgeordneter aktiv un -
ter stützen zu können.“, so André
Stin ka, der am 18. August sein
Landtagsman  dat als Nach folger
für Prof. Dr. Gerd Boller mann an -
genommen hat.

Bereits im Juli hatte das neue rot-grüne Kabinett be -
schlossen, drei Bezirksregierungen neu zu besetzen.
Hierunter war auch der Dortmunder Abgeordnete
Dr. Gerd Bollermann, der inszwischen die Be zirks re -
gie rung Arnsberg übernommen hat und sein Land -

tags mandat zurückgegeben hat. André Stinka wird
nun neben der Ministerin Dr. Angelica Schwall-Dü ren
die Interessen der Bürgerinnen und Bürger des Krei -
ses Coesfeld in Düsseldorf vertreten: „Ich freue mich
sehr auf die Herausforderungen in dieser Legislatur -
pe rio de“.
Auch die AGSNRW, deren stellvertretender Landes -
vor sitzender André Stinka ist, gratuliert sehr herzlich
und freut sich auf die Fortsetzung der sehr konstruk-
tiven Arbeit im Bereich der Energiepolitik!                 <

SPD stellt den Wirtschaftsminister in NRW
„Der Neue“: Harry K. Voigtsberger

Harry Voigtsberger hat in der rot-
grünen Landesregierung das Mi -
nis terium für Wirtschaft, Ener gie,
Bauen, Wohnen und Verkehr
über nommen. Dieses Ministeri -
um hat traditionell für uns als
AGS eine besondere Bedeutung.
Durch Einbindung in die Wirt -
schaftspolitik können wir einen
Beitrag zur positiven Entwick -

lung unseres Landes leisten. Die AGS gratuliert Harry
Voigstberger herzlich zu seinem Amt und wünscht
ihm Erfolg und Freude an der Arbeit!

André Brümmer stellt ihn hier kurz vor:

Seit dem 15. Juli 2010 Minister für Wirtschaft,
Ener gie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes
Nordrhein-Westfalen
Geboren am 10. Juli 1950 in Hindelang (Allgäu),
verheiratet, drei Kinder (damit könnte er auch das
Familienministerium leiten)
1967: Realschulabschluss
1967 bis 1969: Fachpraktische Ausbildung zum
Me tall flugzeugbauer bei Dornier und Messer -
schmidt in Augsburg (die „Ochsentour“ des zwei-
ten Bildungswegs verrät: Ihn kriegt nichts klein!)
Seit 1970: Mitglied der SPD (kein Seiteneinsteiger,
sondern ein erfahrener Politiker!)
1970 bis 1973: Studium des Flugzeugbaus an der
Fachhochschule Aachen
1973: Abschluss als Flugzeugbauingenieur (ein

In diesem Sinne: Glück auf!

André Brümmer
AGS-Landesvorsitzender NRW

André Stinka MdL

Aus dem Landtag

Harry K. Voigtsberger,
Minister für Wirt -
schaft, Energie, Bauen,
Wohnen und Verkehr
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Wirt schaftsminister mit einem naturwissenschaft-
lichen Abschluss ist ein Gewinn für den Hightech-
Standort NRW!)
1973 bis 1975: Bundeswehr (die er als Reserve offi -
zier verlässt)
1975: Studium der Politik-, Wirtschafts- und Er -
ziehungswissenschaften an der Rheinisch-West -
fälischen Technischen Hochschule Aachen
1978: Erstes Staatsexamen, Studienreferendar in
Köln, Zweites Staatsexamen
1979 bis 1999: Mitglied im Rat der Stadt Aachen
1980 bis 1993: Berufskolleg der Stadt Köln
1993 bis 2003: Schulleiter des Medienberufs kol -
legs der Stadt Köln (Erfahrung in den Bereichen
Bildung und Medien – was will man mehr?)
Seit 2003: Landschaftsverband Rheinland als
Käm merer, Baudezernent (der Bereich Bauen ge -
hört auch zu seinem Ministerium!) sowie Erster
Landesrat (Vertreter des Direktors des Landschafts -
verbandes Rheinland (LVR))
1. Juni 2008 bis 15. Juli 2010: Direktor des Land -
schafts verbandes Rheinland (LVR) (wer eine so
große Behörde erfolgreich leiten kann, ist für ein
Ministerium gut gerüstet)

In einem ersten Gespräch habe ich Harry Voigts ber -
ger unsere Unterstützung angeboten. Konkrete Vor -
schläge sind gemacht, ein Austausch ist vereinbart.
In der nächsten Ausgabe der AGS:Nachrichten wer -
den wir ein ausführliches Interview mit ihm veröf-
fentlichen.                                                                        <
(Bildnachweis Harry Voigtsberger: NRW.de / Ralph Sondermann)

Aufruf zur Diskussion
„Kopfnoten“ – Zeugnisse als Eintritts -
karte für Berufliche Bildung

Im schulpolitischen Sofortprogramm der neuen Lan -
desregierung sollen falsche Weichenstellungen der
Regierung Rüttgers korrigiert werden. Dazu gehört
auch die Abschaffung der Kopfnoten. 

Die Kopfnoten waren in der Vergangenheit eine
Mög lichkeit – wenn nicht die einzige –, etwas über
das Sozialverhalten und die Sozi alkompetenz von
jungen Leuten zu erfahren. Bei Bewerbungen um
einen Ausbildungsplatz sind eben nicht nur die
Fach noten von Bedeutung. Mangelnde Kenntnisse
kön nen auch noch während der Ausbildung ausge -
glichen wer den. Für eine mögliche Einstellung ist es
aber auch wichtig, ob sich der junge Mensch team-
fähig verhält, pünktlich ist und Ordnung hält.
Diese Eigenschaften kann man kaum mit Noten be -
werten, denn damit allein würde man den individu-
ellen Verhaltensweisen und Charakteren der poten-
tiellen Azubis nicht gerecht werden. So steht es auch
im Koalitionsvertrag: „[...] Wir brauchen statt dessen
eine andere Form, um das Ar beits- und So zial verhalten
rückzumelden.“ – nach un se rer Meinung unbedingt
richtig und wichtig!

Eine Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens
motiviert junge Leute, da ihnen bewusst ist: Auch
mit meinem Verhalten kann ich beeinflussen, ob ich
einen Ausbildungsplatz erhalte. Und für uns als Aus -
bil der ist es bei der Bewerberaus wahl hilfreich, wenn
wir für eher mäßige Leistungsnoten einen Aus gleich
erkennen und berücksichtigen können. 
Diese Form der Bewertungen ist erst zu ent wickeln.
Da ran sollten wir uns beteiligen. <

Dies ist ein Diskussionsaufruf – Meinungen zu diesem
Thema bitte an die Adresse redaktion@ags-in-nrw.de.
Ein Statement der AGS Herne liegt uns bereits vor. In
der nächsten Ausgabe werden wir die zugesandten Le -
serbriefe veröffentlichen.

Berufliche Bildung

Hannelore Kraft und das rot-grüne Landeskabinett: „Ich bin stolz,
ein mit Männern und Frauen paritätisch besetztes Kabinett vor-
stellen zu können“, sagte die neue Ministerpräsidentin bei der
Prä sentation in der Staatskanzlei am 15. Juli 2010. 



AGS:Nachrichten (August 2010)

4

Aus den Kammern
IHK-Thesen zur Wirtschaftspolitik in
Nordrhein-Westfalen 
kommentiert von André Brümmer

Als Vertretung von kleineren Unternehmen aus Han -
del, Handwerk und Gewerbe vertritt die AGS auch
die meisten Positionen von HWK und IHK. Die AGS
übernimmt dabei die Thesen, die im Sinne der selb-
ständigen Sozialdemokraten sind, ggf. auch unab-
hängig davon, ob sie der „Parteilinie“ entsprechen.

In einem vorläufigen Arbeitspapier der IHKs in NRW
werden 4 Thesen aufgestellt, die wir für beachtens -
wert halten. Hier ein Auszug: 

1. Bildung: „Jugendliche für Karriere mit Lehre, Bil -
dung und Weiterbildung vorbereiten“
Dieses Ziel will man u. a. durch folgende Maß -
nahmen erreichen:
a) den Übergang in den Beruf verbessern
b) Verständnis für wirtschaftliches Handeln und

Wirtschaftswissen vermitteln
c) Dualer Ausbildung Vorrang geben (Anmer -

kung: der IHK-Forderung an die künftige Lan -
des  regierung, keine außerbetrieblichen Über -
gangs maßnahmen mehr zu finanzieren, kön-
nen wir so absolut nicht zustimmen.)

d) die Integration von Jugendlichen mit Zuwan -
derungsgeschichte verbessern

e) Kooperation zwischen Schule und Wirtschaft
stärken

f) Bildungssystem durchlässiger machen
g) Für Weiterbildung werben

2. Raumordnung: „Auch NRW braucht eine expan-
sive Gewerbeflächenpolitik“
Diese Forderung wird bei uns als AGS eher Zu -
stimmung finden als bei Teilen unserer Partei.
Das gilt auch für die folgenden Wünsche:
a) Gewerbe- und Industrieflächen nach Bedarf

auszuweisen und mit Umgehungsschutz zu
versehen

sowie der Forderung:
b) NRW braucht eine zukunftsorientierte Infra -

struk tur insbesondere für den weiterhin stark
anwachsenden Güterverkehr

3. Energie: „Sicherung und Ausbau der Kraft werks -
standorte“
Zur Versorgungssicherheit unserer Indus trie soll
beitragen:
a) Netz- und Kraftwerkskapazitäten zügig aus-

bauen
b) Dezentrale Energieerzeugung für Gewerbe-

und Industriestandorte ermöglichen
c) Versorgungssicherheit durch Energiemix schaf -

fen und Ernergieforschung betreiben (Anmer -
kung: Dass zu einem zukünftigen Energie mix
auch Kernkraftwerke beitragen müssen, findet
wohl kaum unsere Zustimmung.)

4. Verkehr: „Investitionen in die Verkehrs infra struk -
tur zügig und sinnvoll angehen“ – NRW muss
mo bil bleiben“
Der Ausbau von Straße, Schiene, Binnenschiff -
fahrt und Flughäfen soll verstärkt werden, um
Wachstumsimpulse zu setzen und Infrastruktur -
mängel zu beseitigen. Dazu gehört lt. IHK auch:
a) Ausbau der Landstrassen
b) Erreichbarkeit der Innenstädte
c) Bedürfnisse von Wirtschaft und Umwelt ab -

wägen (Bemerkenswert: Vor Jahren hätte die
Forderung noch „Vorrang für Wirtschaft“ ge -
lautet.)

Eine ähnliche Entwicklung hat die Stellung der IHKs
zum Luftverkehr genommen. Hier begnügt man
sich realistischerweise mit der Forderung nach dem
Erhalt eines breiten Luftverkehrsangebots.

Insgesamt ist dieser Entwurf eines Thesen-Papiers
in vielen Punkten für uns als AGS zustimmungs-
fähig. Er bietet reichlich Diskussionsstoff und kann
nur in wenigen Punkten unsere Zustimmung nicht
finden.                                                                               <

Wirtschaftspolitik
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Aus den „Aachener Nachrichten“:
„Fiskus-Privileg nicht wieder 
einführen“

Insolvenzverfahren: Koalitionspolitiker weh -

ren sich gegen die von Minister Schäuble ge -

plante Bevor zu gung der Finanzämter

Von Werner Kolhoff (16.08.2010)

Die beim Koalitionsbeschluss über das Spar pa -

ket Anfang Juni verabredete Wieder ein füh rung

des sogenannten Fiskus-Privilegs in Insol venz -

verfahren stößt auf zunehmenden Wider stand

in den Regie rungsparteien. Und auch im Kabi -

nett besteht keine Einigkeit. Finanz minis ter

Wolf gang Schäuble (CDU) steht eine heftige

Aus einandersetzung bevor, wenn er nicht auf

die eingeplanten Mehreinnahmen von 500 Mio.

Euro pro Jahr verzichten will.

Federführend für die Gesetzesänderung ist das

Jus tizministerium. Aber ausgerechnet dessen

Che fin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger

(FDP) könnte Schäuble einen Strich durch die

Rechnung machen. Die Ministerin halte an der

„Gleichbehandlung aller Gläubiger“ fest, sagte

ihr Sprecher. Man suche der zeit nach einem

Kom promiss. Der dürfte auch nach Ansicht von

Koalitionsexperten allerdings zwischen Leut -

heus ser-Schnarrenbergers Grundsatz der Gleich -

behandlung und Schäubles Privileg des Finanz -

amtes schwer zu finden sein.

Beim Fiskus-Privileg werden die Forderungen

der Steuerbehörden im Pleitefall vorrangig be -

dient. Die Regelung war 1999 zur Zeit der rot-grü-

nen Koalition abgeschafft worden; allerdings auf

Basis eines Be schlusses der schwarzgelben Vor -

gän ger regie rung. Die wollte dem Gedanken der

Sanierung eines Un ter nehmens Vorrang vor der

Befriedigung der Gläu biger geben, auch um Ar -

beits plätze zu erhalten. Im neuen schwarz-gel -

ben Koalitionsvertrag steht eben falls, dass das

In solvenzverfahren „noch stärker auf die Früh -

sanierung ausgerichtet werden soll“. Zu dem wird

die „wesentliche Errungenschaft der Gleich be -

hand lung aller Gläubiger“ gelobt und die Ab -

schaf fung des letzten noch existierenden Pri vi -

legs, nämlich der Sozialkassen, an ge kün digt.

Die Wiedereinführung des Fiskus-Privilegs

stün de den eigenen Zielen diametral entgegen,

finden im mer mehr Koalitionspolitiker. So sagte

der FDP-Ex perte Christian Ahrendt unserer

Zei tung: „Das ist falsch und wird nicht das brin-

gen, was sich der Finanzminister davon erhofft.“

Seine CDU-Kollegin Elisabeth Winkelmeier-

Becker kündigte im Bundes tag an: „Wir im Par -

la ment müssen uns die Freiheit neh men, das

kritisch zu hinterfragen.“ Die FDP-Wirt schafts -

minister von Bayern, Baden-Württem berg und

Niedersachsen schrieben bereits Protest briefe

an Schäuble. Durch das Fiskus-Privileg könnten

„ge samtwirtschaftlich sinnvolle Fortführungs -

lösungen wesentlich erschwert oder sogar un -

mög lich ge macht werden“.

Am schärfsten kritisierte der Vorsitzende der

CDU-Mittelstandsvereinigung, Josef Schlar -

mann, die Pläne. Es gebe keine Begründung

dafür, staatliche Forderungen zu bevorzugen“,

sagte er unserer Zei tung. „Das ist ein staats auto -

ritärer Ansatz.“ Im Insolvenzrecht müssten die

Sanierung und der Er halt von Arbeits plät zen im

Mittelpunkt stehen. Das Fiskus-Privileg be deute

jedoch, „dass es praktisch keine Masse für eine

Sanierung mehr gibt, weil der Staat vorher alles

abräumt“. Das werde besonders im Mittel stand

zu Folge-Insolvenzen führen. Im Er gebnis be deu -

te dies Arbeitsplatzverluste und Steuer ausfälle,

so dass Schäuble die erwarteten Mehr ein nah -

men von 500 Mio. Euro gar nicht erzielen werde.

Schlarmann forderte den Minister auf, auf das

Vor haben ersatzlos zu ver zichten. Auch die Tat -

sache, dass damit ein Teil des Sparpakets schei -

tere, spreche nicht dagegen. <

Die AGSNRW hat die Bundes-AGS am 17.08.2010 ge -
be ten, eine Presseerklärung zum Fiskus-Privileg ab -
zu geben.

Aus der Presse > „Steuern und Finanzen“
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Kommentar zur Netzneutralität
„Ein Angriff auf die Netzneutralität ist
auch ein Angriff auf den Mittelstand“

Netzneutralität ist eine Bezeichnung für die neutrale
Datenübermittlung im Internet. Sie bedeutet, dass
Zu gangsanbieter (access provider) Datenpakete von
und an ihre Kunden unverändert und gleichberech-
tigt über tragen, unabhängig davon, woher diese
stammen oder welche Anwendungen die Pakete ge -
ne riert haben.
(Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/Netzneutralität)

Ein Kommentar von Hansjörg Schmidt, Mitarbeiter
des Hamburger Un ter nehmens > WICE GmbH:

Netzneutralität – noch nie gehört? Dabei geht es

um die diskriminierungsfreie Übertragung von

Da ten im Web. Immer mehr Konzerne versu-

chen, die Neutralität der Datennetze auszuhöh-

len. Telekom-Chef Obermann hat vor kurzem

an gekündigt, dass besondere Netzsicherheit

oder höchste Übertra gungs qualität „auch diffe-

renziert bepreist werden müssen“. Mit Google

und Verizon haben nun zwei Global Player ein

Regelwerk für ein „offenes Internet“ vorgelegt.

Beide bekennen sich darin zwar grundsätzlich

zur Netzneutralität, aber diese gelte nicht im

mobilen Datennetz. Das mobile Internet sei

anders, stellen die beiden Unternehmen fest.

Spezielle IP-gebundene Onlineangebote, für die

keine Rücksicht auf Aspekte der Netz neutra li -

tät genommen werden muss, sollen als Produkt

vom herkömmlichen Internetzugang abgegrenzt

werden.

Aufhebung behindert Innovation

Die Aufhebung der Netzneutralität – ob im mo -

bi len oder stationären Netz – behindert Inno -

vation und stellt damit auch einen Angriff auf

den Mittelstand dar. Dies betrifft nicht nur An -

bieter, sondern auch deren Kunden. Große Un -

ter nehmen können sich künstliche Eintritts -

barrieren in ihre Märkte erkaufen, dadurch wer-

den Innovationen behindert. Wenn bestimmte

Dienste nur noch über direkte Koopera tionen

mit Providern und gar nicht mehr in Form von

offenen Internetplattformen verfügbar sind, lei-

den auch die Kunden, die dann nicht mehr die

freie Wahl haben oder Verträge mit mehreren

Providern abschließen müssen.

Diskriminierungsfreie Übertragung Garant

für funktionierende Marktwirtschaft

Ein freies, neutrales Internet ist nicht nur Ga -

rant für freien Meinungsaustausch weltweit

und damit die direkte Ableitung des Rechts auf

Meinungsfreiheit und somit elementar für unse-

re Demokratie. Es ist auch ein wichtiger Garant

für eine funktionierende Marktwirtschaft in

einem der wichtigsten gesellschaftlichen Berei -

che.

Begründet wird der Schritt zu einer differenzier-

ten Bezahlung von Daten mit den hohen Inves ti -

tions kosten in die Netze. Aber bereits jetzt wird

jeder Traffic im Netz doppelt bezahlt: einmal von

dem, der den Inhalt ins Netz stellt, einmal von

dem, der ihn sich ansieht. Bei Flatrate-Tarifen

gibt es eine Mischkalkulation, aber es ist Sache

des Anbieters, solche Tarife zu verkaufen und

die der Kunden, solche Tarife zu nutzen. In neu-

tralen Netzen spielt es keine Rolle, welche Daten

das sind. Dies ist das Geschäfts modell der

Carrier. Es passt einfach nicht, wenn beispiels-

weise die Telekom Investitionen zu rück stellt, da -

mit die Zukunftsfähigkeit gefährdet und gleich-

zeitig einen Aktienrückkauf startet.

Aufhebung verringert Markttransparenz

und begünstigt Kartelle

Eine weitere Gefahr für Anbieter und deren

Kun den besteht in der zunehmenden Konzen -

tra tion der Telekommunikationsanbieter. Diese

AK „Medien, Kommunikation, Netzpolitik“

http://wice.de/
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führt auf Kurz oder Lang dazu, dass sich die

Internetübertragungs kapazitäten nur noch in

der Hand weniger Unter neh men befinden wer-

den. Der Vergleich mit dem Ölkartell OPEC ist

hier nicht von der Hand zu weisen. Wollen wir

eine OPEC 2.0, die bestimmt, welche Daten wie

durch die Netze fließt? Die Folge wären Ab spra -

chen zwischen Zugangs- und Inhalts anbie tern,

welche zu Marktverzerrungen führen. Große

Zugangsanbieter könnten billigere Angebote

machen, da sie ein Teil der Kosten über die In -

halts anbieter finanzieren. Große Inhaltsanbie -

ter würden größere Marktanteile erlangen, da

sie besser er reich bar sind. Dies verringert die

Markttransparenz und begünstigst kartellarti-

ge Strukturen. Es gibt keinen Markt, in dem

dies irgendwo zu Kosten vor teilen geführt hätte.

Aushöhlung schadet den Unternehmen

und ihren Kunden

Ein Angriff auf Netzneutralität ist auch ein

Angriff auf den Mittelstand. Denn dieser

braucht einen einfachen und bezahlbaren Zu -

gang zum Internet. Der Mittelstand ist in

Deutschland der einzig verbliebene Innovations -

motor. Ein Ende der Netzneutralität würde ein

Zwei-Klassen-Internet befördern. Die großen

Medien- und Internetkonzerne würden sich ihr

eigenes Netz schaffen. Nicht Qualität und Nut -

zen der Produkte, sondern allein das Geld wür -

de den Marktzugang erschließen. Dann müssten

sich Alternative und neue Anbieter hinten an -

stellen oder würden komplett verdrängt. Der

Leidtragende wäre in jedem Fall der Kunde, ob

Privatperson oder Unternehmen. Und deswegen

geht diese Diskus sion uns alle an!                    <

Hier geht es zur Initiative „Pro Netzneutralität“:
> http://pro-netzneutralitaet.de/

Weitere Informationen zum Autor:
> http://twitter.com/hschmidt

   AGS Bund

Pressemitteilung der Bundes-AGS (24.08.10):
AGS unterstützt Beschluss des
Präsidiums zur Altersvorsorge

Zur aktuellen Diskussion über die Rente mit 67 er -
klärt der Bundesvorsitzende der AGS, der Interes sen -
vereinigung der Unternehmer und Selb ständigen in
der SPD, Sven Kaerkes:

Wenn sich einerseits Ausbil -
dungs zeiten und Lebenserwar -
tung verlängern, die Phase der
Beschäfti gung dagegen ver-
kürzt, dann kann man über das
Wie und Wann einer An pas sung
des Ren teneintrittsalters strei-
ten, nicht aber über das Ob.

Die AGS unterstützt den Vorschlag, die Einführung
an die tatsächliche Beschäftigungsmöglichkeit für
ältere Arbeitnehmer zu koppeln. Die Studien zum
demographischen Wandel zeigen, dass aufgrund
der Alterung der Gesellschaft schon in wenigen Jah -
ren eine erhebliche Nachfrage nach älteren Arbeits -
kräften am Arbeitsmarkt zu erwarten ist. Am Ausbil -
dungsmarkt ist das Fehlen geeigneter Bewerber be -
reits heute spürbar.

Der tatsächliche Renteneintritt sollte sich zudem an
den geleisteten Erwerbsjahren orientieren und den
unterschiedlichen berufspezifischen Anforderun gen
Rechnung tragen. Damit wird sich ein flexibler Ren -
ten korridor öffnen.

Das beste Mittel zur Bekämpfung von Altersarmut
ist aber immer noch ein höheres Lohnniveau gerade
bei den Geringverdienern. Deshalb müssen die be -
ste  hen den Mindestlohnregelungen zügig verbrei-
tert und weiterentwickelt werden.                             <

Sven Kaerkes

Die AGSNRW bei Twitter:
http://twitter.com/agsnrw
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Termine
Do., 26. August 2010, 19:30 Uhr
Bochumer AGS-Stammtisch
Der AGS-Sommer-Ferien-Stammtisch ist für alle da,
die noch nicht in Urlaub waren oder schon wieder
zurück sind. Hier wollen wir uns auf ein Bier treffen
und uns ohne feste Tagesordnung über tages -
politische Themen sprechen.
Strätlingshof, Altenbochumer Str. 64, Bochum

Do., 02. September 2010, 20 Uhr
Unternehmerstammtisch und Mitglieder -
versamm lung der AGS Bottrop
Wir möchten euch zur folgenden Tagesordnung
recht herzlich einladen:
1.) Begrüßung / Bestimmen des Versammlungs -
leiters / 3.) Feststellung der Wahl-bzw. Abstim -
mungs berechtigung / 4.) Vorstellungen der Kandi -
daten / 5.) Wahl der Delegierten für den Unter -
bezirksparteitag / 6.) Gegenbesuch in einer Kirche
am 31. Oktober / 7.) Verschiedenes
„Cottage“, Herzogstraße 58, Bottrop

Fr., 17. September 2010, 19:30 Uhr
Sommergrillen der AGS Ennepe-Ruhr
Es wäre schön, wenn ihr mit uns diesen Abend bei
einem zünftigen Bier und anregenden Gesprä chen
verbringen könntet. Details zur Veranstal tung und
Anmeldung bitte per eMail an Frank Jakob.
Zechenhaus Herberholz, Muttentalstr. 32, Witten

Do., 30. September 2010, 19:30 Uhr
Bochumer AGS-Stammtisch
Themenschwerpunkt „Mittelstandsförderung“
Strätlingshof, Altenbochumer Str. 64, Bochum

Alle aktuellen Veranstaltungshinweise finden sich
auf unserer Webseite:
> www.ags-in-nrw.de/termine.htm

„b2d Metropole Ruhr“ 2010
Fotos der Veranstaltung

Eva-Maria Siuda, Vor -
sitzende der AGS Gel -
senkirchen, und An -
dré Brümmer, Lan des -
vorsitzender, nach
dem Aufbau des AGS -
NRW-Messestands.

Michael Henke, AGS -
Landes vor stand, bei
der schnellen Telefon-
recherche für einen
in teressierten Stand -
be sucher.

André Brümmer am
Messestand von Mar -
kus Sturm, unmittel-
bar vor dem 3D-Laser -
scanning – zum Er -
geb nis: siehe unten!

Markus Sturm und
sein Unternehmen
„STURM Engineering
+ Marketing“ wer -
den wir in der näch-
sten Aus gabe der
AGS:Nachrichten ge -
nauer vorstellen.

Auch die Mittelstands vereini -
gung der CDU (MIT) hatte ei -
nen Stand auf der b2d, der
allerdings die meiste Zeit we -
gen Über füllung geschlossen
war.

Das Ergeb nis des Scans: André Brümmers Kopf als
3D-Datenmodell mit Metall oberfläche.

mailto:jakobeuro@t-online.de
http://www.ags-in-nrw.de/termine.htm

